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Vorwort


Im Jahr 1648 wurde das umfangreiche Vertragswerk zum Westfälischen Frieden, mit dem der 30jährige Krieg ein Ende fand, von den am Krieg beteiligten Staaten beschlossen. Die vereinbarten Beschlüsse galten als weitestgehend gerecht und ließen eine lange Friedensperiode erwarten. Dennoch hatten auch nach dem Westfälischen Friedensschluss eine Reihe von kriegerischen Auseinandersetzungen stattgefunden. Und ab dem Jahr 1740, etwa 90 Jahre nach dem Ende des 30jährigen Krieges und mitten im Zeitalter des Absolutismus, sollten mit weiteren Kriegen neue Belastungen für europäische Staaten hinzukommen. Es bestand ständig die Gefahr, dass sich die Staaten, deren Fürsten-Familien häufig verwandt waren, in kriegerische Auseinandersetzungen, den sogenannten „Erbfolgekriegen“, miteinander verstrickten. Derartige Kriege fanden nicht nur zwischen einem oder mehreren europäischen Nationalstaaten einerseits und dem Heiligen Römischen Reich Deutscher Nation statt, sondern auch zwischen zum Reich gehörenden Staaten und den Nationalstaaten bzw. sogar zwischen den Staaten des Reiches selbst. Als Beispiele seien der Pfälzische Erbfolgekrieg zwischen Frankreich unter König Louis XIV. und dem Reich (1688 bis 1697), der Spanische Erbfolgekrieg zwischen den spanischen Habsburgern und den Bourbonen (1701 bis 1713/14) und dem Polnischen Thronfolgekrieg nach dem Tod des polnischen Königs August II. (der Starke) aus Sachsen (1733 bis 1738) angeführt. Das Heilige Römische Reich bestand als Staatenbund immer noch aus einer großen Zahl von Kurfürstentümern, Herzogtümern, Fürstentümern, Landgraf- und Markgrafschaften, Fürstbistümern, Bistümern und einigen Grafschaften sowie dem Kaiser direkt unterstehenden Städten, den Reichsstädten. Größter Staat im Reich war Österreich, zusammen mit dem Königreich Böhmen. Preußen mit dem Kurfürstentum Brandenburg, Ostpreußen und einigen seit Beginn des 17. Jahrhunderts hinzu gekommenen Fürstentümern – manche als Exklaven ohne direkte Verbindung mit dem Kurfürstentum Brandenburg (z.B. im Westen des Reiches) – hatte Österreichs Status als europäische Großmacht noch nicht erreicht.


Nach dem Tode seines Vaters Friedrich Wilhelm I. wurde Friedrich II. Kurfürst von Brandenburg und König in Preußen. Seine Regierungszeit dauerte von 1740 bis 1786, einem Zeitraum, in dem beträchtliche Umwälzungen in Europa und auf dem nordamerikanischen Kontinent stattfanden. Politisch bedeutsam waren aus preußischer Sicht die ersten beiden Schlesischen Kriege von 1740 bis 1742 und 1744/1745 sowie der Siebenjährige Krieg zwischen 1756 und 1763 in Mitteleuropa. Hinzu kamen die militärischen Auseinandersetzungen zwischen Großbritannien und Frankreich in Nordamerika während des europäischen Siebenjährigen Krieges. In Europa stand der Besitz von Schlesien im Vordergrund des politischen Interesses von Preußen und Österreich. Mit dem Einmarsch der preußischen Armee in die österreichische Provinz Schlesien Ende des Jahres 1740 beginnt in vorliegender Abhandlung die Beschreibung der politischen und militärischen Ereignisse mit ihren gesellschaftlichen Folgen. Besonderes Augenmerk gilt vor allem dem ab 1756 beginnenden Geschehen des Siebenjährigen Krieges, in dem der Staat Preußen einschließlich seiner schwer zu verteidigenden Exklaven im Osten und Westen Deutschlands großräumig von seinen Gegnern eingekreist war. Mit eingekreist waren Preußens Verbündete auf dem Kontinent wie das Kurfürstentum Hannover, das Herzogtum Braunschweig-Wolfenbüttel, die Landgrafschaft Hessen-Kassel und die anhaltischen Fürstentümer. Als Gegner standen ihnen anfangs gegenüber: Österreich in Nordböhmen und Mähren, das Kurfürstentum Sachsen, Russland an der Memel an der Grenze zu Ostpreußen, eine sogenannte Reichsexekutionsarmee von reichstreuen Staaten in Franken, Schweden in Schwedisch Vorpommern und schließlich Frankreich am Niederrhein und am Main.


Die sechseinhalbjährige Dauer des Siebenjährigen Krieges bedeutete für den größten Teil des zwischen den genannten Gebieten liegenden Territoriums ständige Truppenbewegungen und eine Vielzahl von kriegerischen Ereignissen, die mit hohen Verlusten für das Militär und die Zivilbevölkerung verbunden waren. Gekämpft und gestorben wurde an den vier größten von Süden nach Norden verlaufenden deutschen Flüssen Oder (mit den Nebenflüssen Lausitzer und Glatzer Neiße sowie Warthe), Elbe (Nebenflüsse Moldau, Freiberger und Zwickauer Mulde sowie Saale), Weser (mit Fulda und Werra sowie Diemel) und Rhein (Nebenflüsse Main, Lahn und Lippe).


Die parallel zum Siebenjährigen Krieg verlaufende militärische Auseinandersetzung zwischen den Kolonialmächten Frankreich und Großbritannien um die Vorherrschaft auf dem nordamerikanischen Kontinent („French and Indian War“) beeinflusste auch die Kriegsereignisse in Mitteleuropa, weil vor allem große Kontingente französischer Truppen in Hessen, am Main, am Niederrhein und in Westfalen zwar gegen relativ wenige britische Soldaten, aber stärkere Verbände aus Hannover, Braunschweig und Hessen sowie einige Kräfte aus Preußen kämpfen mussten. Am Ende überstanden Preußen und seine Verbündeten den Siebenjährigen Krieg gegen eine militärische Übermacht – eigentlich ein Wunder. Preußen hatte sich am Ende als fünfte europäische Großmacht etabliert, neben Österreich, Russland, Frankreich und Großbritannien. Das im ersten Schlesischen Krieg von Preußen eroberte Schlesien und die Grafschaft Glatz blieben in seinem Besitz. Aber die Menschenverluste waren enorm. Hinzu kam, dass viele Regionen verwüstet waren und die am Krieg beteiligten Staaten sowie Gemeinden große finanzielle Verluste erlitten hatten.


In den Literaturquellen findet man vor allem Ausführungen darüber, dass von den Kriegsereignissen besonders Pommern, die preußische Neumark östlich der Oder, Sachsen, Thüringen, Ober- und Mittelfranken, Schlesien, Nordböhmen und Mähren heimgesucht wurden. Über den Siebenjährigen Krieg im Westen und Nordwesten des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation wird erstaunlicherweise wenig (entweder nur am Rande oder überhaupt nicht) berichtet, obwohl mit der Großmacht Frankreich (neben Österreich und Russland) einer der drei Hauptgegner von Preußen und seinen Verbündeten in den zwei Siedlungskorridoren Mittelweser – Nordhessen – Westfalen – Niederrhein und andererseits Maingebiet – Oberhessen – Nordhessen in die militärischen Auseinandersetzungen verwickelt war. Knapp sechs Jahre fanden auch dort verlustreiche Schlachten, Gefechte, Städtebelagerungen und -beschießungen statt. Auch hier hatte die Zivilbevölkerung unter den Kampfhandlungen und ständig wechselnden Siedlungs-Besetzungen durch Truppenverbände zu leiden. Die Kämpfe in West- und Nordwestdeutschland müssen allerdings auch als ein Bestandteil der weltpolitisch bedeutenderen französisch-britischen Auseinandersetzung in Nordamerika (bedeutender im Vergleich mit dem Kampf um Schlesien) gesehen werden. Aus britischer Sicht handelte es sich vor allem um eine sehr willkommene Bindung des französischen Heeres auf dem Territorium des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation.


Bei den Recherchen während der Ausarbeitung der Abhandlung stellte ich fest, dass für die drei Schlesischen Kriege in den Literaturquellen immerhin die militärischen Verluste aller Kriegsgegner in ihrer Größenordnung veröffentlicht wurden, aber eine Differenzierung in Verlustarten – z.B. Gefallene, an Verwundungen oder Infektionen Gestorbene, aber auch überlebende Verwundete, gefangen Genommene und Deserteure – häufig nicht vorgenommen wurde bzw. nicht vorgenommen werden konnte. Noch erheblich weniger Informationen liegen über die zivilen Verluste der an den Kriegen beteiligten Staaten vor, obwohl häufig von den Leiden der Bevölkerung und den Verwüstungen infolge der Kampfhandlungen sowie dem rücksichtslosen Verhalten durchziehender oder besetzender Truppen berichtet wurde. Über Kontakte mit Archiven konnten nur in Teilen weiter verwendbare Angaben zu Zivilverlusten in Erfahrung gebracht werden. Offensichtlich spielt in diesem Zusammenhang eine große Rolle, dass im „vorstatistischen Zeitalter“ Informationen über Zivilverluste meist nicht an übergeordnete staatliche Stellen oder Grundherrschaften gelangt sind, sondern lediglich in Kirchenbüchern, Sterbelisten der Gemeinden oder Ortschroniken festgehalten wurden. Weitere Sucharbeit über die Zivilverluste der Kriegsgegner wäre in einem angemessenen Zeitraum ohne Erfolg geblieben. Weil aufgrund vorliegender Informationen davon ausgegangen werden konnte, dass die Zivilverluste höher waren als die militärischen, wurde versucht, die Zahl der infolge des Siebenjährigen Krieges umgekommenen Zivilisten je kriegsbeteiligtem Staat wenigstens ungefähr einzuschätzen. Dazu wurde eine gesonderte Betrachtung mit verfügbaren Ausgangs-Eckdaten über die Zivilverluste von Preußen und Sachsen durchgeführt und die dabei gewonnenen Erkenntnisse auf die übrigen am Siebenjährigen Krieg beteiligten Staaten übertragen. Diese Vorgehensweise schien mir vertretbar, weil mehr als die Hälfte aller im Prinzip ähnlich verlaufenden Kriegsereignisse auf den Territorien von Preußen und Sachsen stattfanden. Für beide Staaten war aufgrund der umfangreicheren Ausgangsdaten darüber hinaus auch eine Schätzung des Geburtenrückgangs möglich.


Um eine höhere Authentizität zu wahren, wurde häufig auf wörtlich zitierte Originalbeschreibungen der Kriegsereignisse aus den Quellen zurückgegriffen. Auf die Darstellung von Karten und Skizzen von Kampfhandlungen habe ich verzichtet. Da Ortsnamen und topografische Merkmale in ausreichendem Umfang genannt werden, ist beim Lesen des Textes und gewünschter Sachverhalts-Vertiefung die Benutzung üblicher, direkt verfügbarer Kartenwerke hilfreich. Für diesen Fall wurden für Städte, Flüsse und dergleichen, die heute nicht mehr zu Deutschland oder Österreich gehören, zunächst die deutschsprachigen Namen verwendet und zusätzlich die polnischen, tschechischen und russischen Namen mit angegeben.


Schließlich möchte ich mich bei meinen treuen Helfern bedanken. Zunächst bei meiner Frau Brunhilde Söngen, die die Organisation bei der technischen Umsetzung meiner Ausführungen übernahm. Dann bei unserer Tochter Dr. Jutta Pospíšil sowie ihren beiden Söhnen Marek und Jaromir Pospíšil – meinen beiden Enkeln – die bei der Gestaltung und Darstellung der benötigten Tabellen und Abbildungen wertvolle Hilfe leisteten.


JOHANNES SÖNGEN




1. Einleitung


Im Mai 1740 wurde Friedrich II. aus dem Hause Hohenzollern mit 28 Jahren Kurfürst von Brandenburg und König in Preußen (ab 1772 König von Preußen). Er folgte seinem Großvater Friedrich I. und seinem unmittelbar vorher verstorbenen Vater Friedrich Wilhelm I., dem „Soldatenkönig“, auf den Thron. Siehe die genealogische Tafel des Hauses Hohenzollern im 17. und 18. Jahrhundert gemäß Abbildung 1. Im Oktober 1740 starb auch der österreichische Erzherzog und Kaiser des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, Karl VI., aus dem Hause Habsburg. Gemäß der von ihm im Jahre 1713 erlassenen sogenannten „Pragmatischen Sanktion“, wonach im Erbfall die Unteilbarkeit des habsburgischen Länderbesitzes und die Regelung der Erbfolge nach dem Erstgeburtsrecht, also unabhängig vom Geschlecht der Nachfahren, festgelegt worden war, folgte Karls VI. Tochter Maria Theresia, 1717 geboren, ihrem Vater als österreichische Erzherzogin. 1741 wurde sie zur Königin von Ungarn gewählt, 1743 auch zur Königin von Böhmen. 1736 hatte sie Großherzog Franz I. Stephan von Lothringen geheiratet. Die Abbildung 2 zeigt in einer genealogischen Tafel die Verwandtschaftsverhältnisse im Hause Habsburg/Habsburg-Lothringen für den betrachteten Zeitraum.


Frankreich und Preußen hatten – also völkerrechtlich verbindlich – der Pragmatischen Sanktion in den 1720er Jahren zugestimmt. Die Kurfürstentümer Bayern und Sachsen allerdings hatten sich geweigert, diese anzuerkennen – aus offensichtlich plausiblem Grund: Beide Kurfürsten waren mit Töchtern des Kaisers Joseph I. aus dem Hause Habsburg verheiratet. Joseph I. hatte von 1705 bis zu seinem Tode im Jahre 1711 regiert, und sein Nachfolger war sein jüngerer Bruder Karl VI. geworden. Die kurz nach seiner Inthronisation von Karl VI. erlassene Pragmatische Sanktion sollte seiner eigenen Tochter Maria Theresia, Nichte von Joseph I., die Nachfolge in den österreichischen Erblanden vorrangig sichern und die Erbansprüche der beiden Töchter des verstorbenen Kaisers Joseph I. ausschalten. Die ältere Tochter von Joseph, Maria Josepha, war verheiratet mit Kurfürst Friedrich August II. von Sachsen (als August III. auch König von Polen) und die jüngere Tochter, Maria Amalia, mit Kurfürst Karl Albrecht von Bayern – von 1742 bis 1745 als Karl VII. Kaiser des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation (siehe Abbildung 2 und Kapitel 3.1). Zur nachrichtlichen Ergänzung und ohne Einfluss auf die Pragmatische Sanktion: Die Ehefrau von Preußens König Friedrich II., Elisabeth Christine von Braunschweig-Bevern, war auch verwandt mit dem Hause Habsburg, denn ihre Mutter, Antoinette Amalie von Braunschweig-Wolfenbüttel, war die jüngere Schwester von Maria Theresias Mutter, Elisabeth Christine von Braunschweig-Wolfenbüttel, Ehefrau des 1740 verstorbenen Kaisers Karl VI. Aus der genealogischen Tafel in Abbildung 3 gehen die Verwandtschaftsverhältnisse der braunschweigischen Herrscherhäuser hervor. Pikant: Österreichs Herrscherin Maria Theresia und Friedrichs II. Ehefrau waren Cousinen. Dieselben Vornamen von Wiener Tante und Berliner Nichte lassen auf gute persönliche Beziehungen schließen, zumindest in früherer Zeit.
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Abb. 1: Verwandtschaftsverhältnisse der politisch Verantwortlichen des Herrscherhauses Hohenzollern im 17. und 18. Jahrhundert
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Abb. 2: Verwandtschaftsverhältnisse der politisch Verantwortlichen des Herrscherhauses Habsburg/Habsburg-Lothringen im 17. und 18. Jahrhundert
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Abb. 3: Verwandtschaftsverhältnisse der politisch Verantwortlichen der Braunschweigischen Herrscherhäuser im 17. und 18. Jahrhundert


So, wie für das Haus Habsburg geschildert, waren seit dem Westfälischen Friedensschluss wegen der häufig unübersichtlichen verwandtschaftlichen Verhältnisse zwischen den einzelnen Fürstentümern bei Eintreten des Erbfalles Auseinandersetzungen weit verbreitet. Meistens wurde um den Erwerb von Territorien – und damit verbunden – um politischen und ökonomischen Machtzuwachs gestritten. Sofern eine einvernehmliche und vertraglich abgesicherte Lösung nicht gelang, konnte der Streit zum militärischen Konflikt führen.


Maria Theresia übernahm nach dem Tod ihres Vaters unverzüglich die politische Führung in den habsburgischen Provinzen, verteidigte ihre Erbansprüche vehement und führte fortan als Erste die Regierungsgeschäfte. Während Bayern und Sachsen, die beide wegen der eigenen Erbansprüche an Österreich sich der Pragmatischen Sanktion entgegengestellt hatten, sowie Frankreich zunächst die Mobilmachung ihrer Armeen gegen Österreich ankündigten, ging Preußens König Friedrich II. noch einen Schritt weiter und marschierte, ohne erst abzuwarten, mit der preußischen Armee im Dezember 1740 in der österreichischen Provinz Schlesien ein. Er löste damit den Österreichischen Erbfolgekrieg aus, der noch bis 1748 dauern sollte und auch die ersten beiden Schlesischen Kriege mit einschließt. Preußens und Frankreichs frühere Zustimmung sowohl zur österreichischen Erbfolge als auch zu den Grenzen von Österreich hielt Friedrich II. nicht davon ab, durch seine militärische Aktion gegen das sich mittlerweile herausgebildete Völkerrecht (siehe Kapitel 7) – wonach zwischen Staaten vereinbarte Staatsgrenzen unantastbar seien – zu verstoßen. Schieder nannte den preußischen Einmarsch in Schlesien einen eklatanten Vertragsbruch.1


War Friedrich II. im Dezember 1740 mit seiner Armee – unter Ausnutzung einer vermeintlichen politischen Führungslosigkeit in Österreich nach dem Tode Kaiser Karls VI. – überraschend in Schlesien einmarschiert? Eigentlich hätte es keine Überraschung sein dürfen, denn bereits im Jahre 1732 hatte Kronprinz Friedrich an den mit ihm befreundeten Kammerjunker von Natzmer geschrieben, dass es zwei Möglichkeiten preußischer Politik gäbe. Schieder wies auf diesen Brief Friedrichs als „das erste Zeugnis seines politischen Selbstbewusstseins“ folgendermaßen hin:




Die Erhaltung des Friedens als oberster Grundsatz würde Preußen als Land „ohne inneren Zusammenhang“ wehrlos seinen zahlreichen Nachbarn ausliefern. Eine Politik des Status quo könnte nur ein schlechter Staatsmann empfehlen. So bleibe als einzige Alternative „die fortschreitende Vergrößerung“ (agrandissement) des Staates. Und Friedrich nennt die Ziele, die dafür in Frage kommen: Polnisch-Preußen, dessen Besitz die freie Verbindung von Pommern nach Ostpreußen herstellen und damit die territoriale Konzentration des Hohenzollern-Staates befördern würde. Dazu Schwedisch-Pommern und Mecklenburg, also eine Ausdehnung nach Norden, die die preußische Politik später nur teilweise verfolgt hat, und die fast schon traditionellen Ziele im Westen: Jülich und Berg. Schlesien ist hier noch nicht genannt, noch liegt es außerhalb des Gesichtskreises des jungen Friedrich. Sonst zeigt sich der junge Prinz ganz geschwellt von der Euphorie seiner Eroberungspläne: „Ich schreite von Land zu Land, von Eroberung zu Eroberung und nehme mir wie Alexander stolz neue Welten zu erobern vor.“ 2





Schlesien war nun also in den Gesichtskreis des jungen preußischen Königs gerückt, und er hatte die für ihn einzige Alternative – die Vergrößerung des preußischen Staates – gewählt. Die gegenüber Natzmer geäußerten Gedanken des Kronprinzen waren bezeichnend für den Vertreter eines regierenden Herrscherhauses im 17. und 18. Jahrhundert, dem Zeitalter des Absolutismus. Der Fürst übte eine nahezu uneingeschränkte Herrschaftsgewalt ohne Kontroll- und Mitwirkungsorgane aus. Er stand als Souverän quasi über den Gesetzen und war lediglich an die staatlichen Grundgesetze gebunden. Die Herrscher stimmten sich zwar in einem Kreis persönlicher Berater ab. Aber bei Entscheidungen – vor allem bei außenpolitischen und militärischen Fragestellungen – hielten sie sich oft nur noch begrenzt an friedensrechtliche Grundsätze, wenn diese ihren Zielen entgegenstanden. Sie kümmerten sich kaum um die Meinung des Volkes und meinten bisweilen gar, dass von ihnen begonnene Kriege erlaubt seien.


Parallel zum Absolutismus verlief auch das Zeitalter der hauptsächlich vom Bürgertum angestrebten Aufklärung, um den Machtanspruch der Fürsten zurück zu drängen und die Rechte des Individuums verstärkt durchzusetzen. Das sollte durch Maßnahmen erreicht werden, die sich an der Vernunft orientieren und die Verwirklichung eines freiheitlichen und menschenwürdigen Lebens ermöglichen. Nach Auffassung des englischen Philosophen John Locke war es hierbei Aufgabe des Staates, die Voraussetzungen zur Durchführung geeigneter Maßnahmen zu schaffen. Locke forderte in diesem Zusammenhang auch die Gewaltenteilung mit Trennung von Legislative, Exekutive und unabhängiger Justiz. Die Aufklärungsbestrebungen fielen hauptsächlich in den Zeitraum vom Ende des 17. bis zum Beginn des 19. Jahrhunderts. Mit der Erklärung der Menschenrechte in der amerikanischen Unabhängigkeitserklärung von 1776 und zu Beginn der französischen Revolution 1789 kündigte sich eine neue Zeit an. Immanuel Kant schrieb am Ende der Aufklärung 1784 u.a.:




Aufklärung ist der Ausgang des Menschen aus seiner selbst verschuldeten Unmündigkeit. Unmündigkeit ist das Unvermögen, sich seines Verstandes ohne Leitung eines anderen zu bedienen … Zu dieser Aufklärung wird aber nichts erfordert als Freiheit; und zwar die unschädlichste unter allem, was nur Freiheit heißen mag, nämlich die: von seiner Vernunft in allen Stücken öffentlichen Gebrauch zu machen … 3





Kronprinz Friedrich befasste sich in der zweiten Hälfte der 1730er Jahre intensiv mit den Ideen und Zielen der Aufklärung, die während dieser Zeit seinen eigenen Überlegungen entsprochen haben sollen, allerdings vielen in seinem Brief von 1732 an seinen Freund von Natzmer festgehaltenen Gedanken entgegenstanden. Friedrich widersprach auch dem italienischen Politiker und Geschichtsschreiber Niccolo Machiavelli, der Anfang des 16. Jahrhunderts in seinem Werk Il principe eine Staatsräson vertrat, die eine von sittlichen Normen losgelöste, skrupellose Machtausübung der Herrschenden rechtfertigte. Friedrich setzte in seiner Schrift Antimachiavelli Niccolo Machiavelli den aufgeklärten Herrscher gegenüber, der die vorgenannten Zielvorstellungen der Aufklärungszeit als erstrebenswert ansah und durch eine entsprechend geeignete Politik für erreichbar hielt.


Kronprinz Friedrich suchte auch den Kontakt mit dem französischen Schriftsteller und Philosophen Voltaire, der in Wort und Schrift die Ziele der Aufklärung verfolgte. Die Kontakte zwischen Friedrich und Voltaire begannen mit umfangreichem Briefwechsel, ab 1740 gab es die ersten persönlichen Begegnungen und ab 1750 lebte Voltaire auf Einladung von König Friedrich II. schließlich am preußischen Hof in Potsdam und Berlin bis zum Abbruch der persönlichen Beziehungen nach zweieinhalb Jahren. Friedrich schwebte wohl vor, dass ein aufgeklärter Absolutismus möglich sein könne, was real wegen vieler Gegensätzlichkeiten von Aufklärung und Absolutismus eine Wunschvorstellung bleiben musste. Das zeigte sich dann im Jahr 1740: Denn als ihm nach der Thronbesteigung alle Machtinstrumente eines absoluten Fürsten übertragen wurden, bediente er sich dieser Instrumente ohne Skrupel und ähnelte somit dem von Machiavelli beschriebenen Herrscher. Die Zielvorstellungen der Aufklärung waren für Friedrich II. nicht mehr maßgebend: Beim Ausmarsch der preußischen Bataillone Ende 1740 nach Schlesien soll er seine Offiziere mit „Brechen Sie auf zum Rendezvous des Ruhms“ angespornt haben.4


Friedrich II. begründete die Eröffnung der militärischen Auseinandersetzungen mit Ansprüchen auf schlesisches Territorium, die allerdings nicht gerechtfertigt waren. Sie bezogen sich auf das Herzogtum Jägerndorf, nördlich von Mährisch Ostrau (Ostrava) gelegen, heute Tschechische Republik. Seit 1377 Herzogtum der schlesischen Piasten, dem ältesten polnischen Herrschergeschlecht, fiel es 1523 an die ältere fränkische Linie der Hohenzollern – die Markgrafen von Ansbach und Kulmbach-Bayreuth. Hundert Jahre später kam das Gebiet im Zuge der großen Umverteilung der Territorien des böhmischen Adels nach der Schlacht am Weißen Berg im Jahr 1620 zu Beginn des Dreißigjährigen Krieges in den Besitz des österreichischen Adelsgeschlechts Liechtenstein. Später, 1731, wurde eine Niederschrift des Großen Kurfürsten Friedrich Wilhelm gefunden, worin frühere Überlegungen zu einem brandenburgischen Anspruch auf das Herzogtum Jägerndorf zwar festgehalten worden waren.5 Aber völkerrechtlich hatten diese Überlegungen 1740 keine Bedeutung mehr, da mit der preußischen Zustimmung von 1728 zur Pragmatischen Sanktion friedensrechtliche Vereinbarungen mit Österreich zur Unantastbarkeit der österreichischen Grenzen und der Erbfolge existierten.


Nach dem Aussterben der Piastenherzöge im Jahr 1675 fielen auch die Herzogtümer Liegnitz, Brieg und Wohlau an Österreich. Der preußische Kurfürst Friedrich Wilhelm erhob unter Hinweis auf den 1537 abgeschlossenen Erbverbrüderungsvertrag zwischen Joachim II. – brandenburgischer Kurfürst von 1535 bis 1571 – und den Piasten dagegen Protest, weil Brandenburg Erbansprüche auf diese Herzogtümer habe. Diese Ansprüche waren allerdings bereits im Jahr 1546 vom böhmischen König Ferdinand – auch König von Ungarn, König des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation und später, von 1556 bis 1564, als Nachfolger seines älteren Bruders Karl V. als Ferdinand I. ebenfalls Kaiser des Reiches – nicht anerkannt worden. Allerdings erhielt Brandenburg 1686 – als Ausgleich und in Anerkennung von Militärhilfe gegen die Türken und Franzosen – den zum schlesischen Fürstentum Glogau gehörenden Kreis Schwiebus zugesprochen. Gleichzeitig verzichtete der Große Kurfürst Friedrich Wilhelm gegenüber Kaiser Leopold I., Großvater von Maria Theresia, auf weitere schlesische Territorien. Mit des Großen Kurfürsten Sohn, dem Kurprinzen Friedrich, war allerdings bereits in einem Geheimvertrag festgelegt worden, dass nach des Großen Kurfürsten Tod der Kreis Schwiebus an Österreich zurückfallen würde.6 1695 wurde der Kreis Schwiebus im Rahmen der brandenburgischen Bemühungen um die Erhebung des neuen Kurfürsten Friedrich III. zum preußischen König, für die der Kaiser seine Zustimmung geben musste, an das Reich zurück gegeben. 1701 wurde Friedrich III. dann als erster brandenburgischer Kurfürst in Königsberg als Friedrich I. zum „König in Preußen“ erhoben.


Ein ungelöstes Problem zwischen dem Reich und Preußen bestand auch im Zusammenhang mit den umstrittenen Besitzverhältnissen der niederrheinischen Herzogtümer. Für Friedrich II. wird im Jahre 1740 dieses Problem nicht mehr die Bedeutung gehabt haben wie für seine Vorfahren. Der Besitz Schlesiens, einer prosperierenden Provinz und direkt angrenzend an die preußischen Kernlande, hatte mittlerweile höheres Gewicht erlangt. Mit dem Tode des kinderlosen Herzogs Johann Wilhelm von Jülich-Kleve-Berg im Jahre 1609 und dem damit verbundenen Aussterben des Herzoghauses entstand der Jülich-Klevische Erbfolgestreit, bei dem Brandenburg, Sachsen und Pfalz-Neuburg Erbansprüche auf Territorien des Herzogtums geltend gemacht hatten. Bei einem Vergleich waren im Jahr 1614 das Herzogtum Kleve und die Grafschaften Mark und Ravensburg sowie Ravenstein dem Kurfürstentum Brandenburg, die Herzogtümer Jülich und Berg dem Haus Pfalz-Neuburg unter Herzog Wolfgang Wilhelm zugesprochen worden. 1624 und 1666 waren ausdrückliche Bestätigungen erfolgt. Preußens König Friedrich Wilhelm I. war später dann doch interessiert, die Herzogtümer Jülich und Berg zu erwerben. Bei den Verhandlungen zum preußisch-österreichischen Vertrag von 1728 über die Anerkennung der Pragmatische Sanktion durch Preußen sagte Kaiser Karl VI. im Gegenzug zu, in einem geheimen Vertragspassus die von Preußen erhobenen Ansprüche auf Jülich und Berg zu unterstützen. Eine entsprechende schriftliche Fixierung wurde allerdings nicht vorgenommen.7 Im Jahr 1738 erklärten dann Österreich, Frankreich, Großbritannien und die Niederlande, dass die Ansprüche des Hauses Pfalz-Neuburg auf Jülich und Berg – wie im Vergleich von 1614 beschlossen – unangetastet bleiben. Für Preußen waren beide Herzogtümer ohnehin langsam aus dem Blickfeld geraten; der Besitz Schlesiens hatte nunmehr größere Bedeutung. Erst 75 Jahre später, 1815 nach den Napoleonischen Kriegen und gemäß der Vereinbarungen auf dem Wiener Kongress, fielen Jülich und Berg dann doch an Preußen.


Nach Karls des Großen Tod im Jahre 814 und dem Verfall des fränkischen Reiches mit mehreren Teilungen sowie Gebietsveränderungen war u.a. das ostfränkische Reich hervorgegangen, das sich aus deutschen Stammesverbänden zusammensetzte und auf gemeinsamen Traditionen aufbaute. Als Beginn des „Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ gilt das Jahr 919, in dem der sächsische Herzog Heinrich von einem Teil der deutschen Stammesherzöge zum König Heinrich I. gewählt wurde. In der Folge bildete sich ein Reich aus der Verbindung von römischem Kaisertum, deutschem Königtum und Papstherrschaft (verbunden mit dem Kaiser-Krönungs-Recht) heraus. Das Kaisertum bedeutete die höchste weltliche Würde der römisch-katholischen Christenheit. Ab dem 13. Jahrhundert war zunächst die Bezeichnung „Heiliges Römisches Reich“ (Sacrum Romanum Imperium) als offizieller Titel des deutschen Reiches gebräuchlich. Dieses Reich wurde seit dem Jahr 962 unter Otto I., Sohn von Heinrich I., als Fortsetzung des römischen Reiches, zu dem anfangs die Reichsterritorien Deutschland, Italien und Burgund gehörten, angesehen. Im Jahr 1356 wurden unter Kaiser Karl IV. in der „Goldenen Bulle“, dem wichtigsten Grundgesetz des „Heiligen Römischen Reiches“, die deutschen Kurfürsten endgültig als Wähler des römischen Königs bestätigt. Die von den Kurfürsten gewählten Könige führten den Kaisertitel erst dann, wenn sie auch vom Papst gekrönt worden waren. 1442 wurde zum Begriff „Heiliges Römisches Reich“ der inoffizielle Titel „Deutscher Nation“ (Nationes Germanicae) hinzugefügt. 1486 wurde der Habsburger Maximilian I. zum Römischen König gewählt; er ließ sich vom Papst jedoch nicht krönen, sondern nahm 1508 den Titel „Erwählter Römischer Kaiser“ an. Sein ihm als Kaiser nachfolgender Enkel Karl V., als Carlos I. auch spanischer König, wurde 1519 zum Römischen König gewählt. Er war der letzte, der im Jahr 1530 noch vom Papst gekrönt wurde. Danach, bis zum Ende des „Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation“ im Jahr 1806, wählten die deutschen Kurfürsten den Kaiser immer direkt. Eine Krönung durch den Papst erfolgte nicht mehr.


Das Reich setzte sich aus einer Vielzahl von staatsrechtlich dem Kaiser unterstehenden Reichsständen zusammen. Seit dem 12. Jahrhundert fanden in jeweils einer Bischofs- oder Reichsstadt, seit 1663 nur noch in Regensburg, die sogenannten Reichstage statt, die vor allem zur Beschlussfassung von Reichsgesetzen einberufen wurden. Seit 1489 tagten in bestimmten Zeitabständen auf den Reichstagen, zunächst getrennt, das Kurfürstenkollegium, der Reichsfürstenrat und die Reichsstädte, um anschließend gemeinsam Gesetzesfassungen zu beschließen. Die Gesetze traten dann in Kraft, wenn alle drei Kollegien übereinstimmende Beschlüsse gefasst hatten und der Kaiser den Beschlüssen dann auch zugestimmt hatte. Die meisten geistlichen Fürsten waren sowohl souveräner weltlicher Landesherr als auch geistlicher Fürst. Es waren die sogenannten Fürstbischöfe, deren Staaten Grenzverläufe hatten, die nicht immer identisch mit denen des gleichnamigen Bistums waren. Im Jahr 1740 stellte das „Heilige Römische Reich Deutscher Nation“ immer noch einen Staatenbund aus einer Vielzahl von Reichsständen ohne gemeinsames Reichsgefühl 8 dar; 1648 waren es etwa 300 souveräne Reichsstände gewesen. Erbstreitigkeiten und die Änderung von Grenzverläufen hatten bis zum Jahr 1740 an der grundsätzlichen Zersplitterung des Reiches nichts geändert. Größter Staat war Österreich, zusammen mit dem Königreich Böhmen, einzige europäische Großmacht im Reich. Seit 1526 waren die Kaiser aus dem Hause Habsburg fast ausnahmslos auch Könige von Böhmen, wo sich – wie in vielen Ländern Europas – im 16. Jahrhundert die Reformation verbreitet hatte. Kaiser Ferdinand II. versuchte während des Dreißigjährigen Krieges die Reformationsbestrebungen zurück zu drängen und beseitigte ab 1627 auch die staatsrechtliche Selbständigkeit Böhmens. Dennoch blieb die Besonderheit, dass das Königreich Böhmen die Kurwürde behielt. Weiterhin gehörten 1740 noch folgende acht Kurfürstentümer zum Reich:




	
Die Erzbistümer Mainz, Trier und Köln


	Bayern und Pfalz-Neuburg mit katholischen Fürstenhäusern


	Preußen und Hannover mit protestantischen Fürstenhäusern


	Sachsen mit zum Katholizismus konvertiertem Fürstenhaus.





Besonders ausgeprägt war die Kleinstaaterei in West- und Nordwestdeutschland, Mitteldeutschland sowie in Nord- und Mittelhessen. Mehrere preußischen Besitzungen waren dort eingebettet zwischen verschiedenen anderen deutschen Kleinstaaten. Die Nachbarländer des Reiches wie die Niederlande, Frankreich, Polen und Russland waren längst Nationalstaaten geworden.




2. Struktur der Armeen


Die Armeen der europäischen Staaten setzten sich zum Teil immer noch aus angeworbenen Söldnern anderer Länder zusammen. In Kriegszeiten wurden Kriegsgefangene und Deserteure in die eigenen Reihen – teils unter Zwang – eingegliedert. Besonders viele Ausländer dienten in der preußischen Armee: Friedrich II. hatte nach dem Tod seines Vaters Friedrich Wilhelm I. eine Armee übernommen, die mit etwa drei Prozent einen höheren Anteil an der eigenen Bevölkerung hatte als Österreich, Frankreich und Russland. Friedrich Wilhelm I. hatte 1733 eine Heeresreform eingeführt, bei der zur Rekrutierung von Soldaten ein sogenanntes Kantonsystem für preußische Männer festgelegt wurde. Darüber hinaus sollten ausländische Staatsangehörige über direkte Anwerbung gewonnen werden. Beim Kantonsystem wurden Bezirke auf der Basis von jeweils etwa 5.000 bis 8.000 dort ansässigen Familien geschaffen, in denen genügend Männer ab sechszehn Jahren lebten, die die Aufstellung eines Regimentes von 1.500 Mann ermöglichte. Die Erfassung dieser Männer (Enrollierung) erfolgte durch die Geistlichkeit. Die Namen wurden sowohl in die Stammrolle des Regiments als auch in die Kirchenbücher eingetragen. Die registrierten Rekruten wurden ein bis drei Jahre ausgebildet, brauchten aber meist nur einige Stunden am Tag bei ihrem Regiment Militärdienst zu leisten, konnten ansonsten eine zivile Tätigkeit in der Nähe ihres Wohnortes, meist in der Landwirtschaft, ausüben. Deshalb war der Sold auch geringer. Die über die oben genannte Anwerbung rekrutierten Ausländer verbrachten ihre Dienstzeit vollständig beim Regiment und erhielt einen höheren Sold.


Die drei kontinentalen Großmächte Österreich, Frankreich und Russland benötigten für die Rekrutierung junger Männer für den Militärdienst kein spezielles Verfahren wie beispielsweise das preußische Kantonsystem, da diese Staaten mit erheblich mehr Einwohnern im Krisenfall mühelos über Freiwillige und spezielle Anwerbungsaktionen aufstocken bzw. – wie in Russland – auf Armeereserven zurückgreifen konnten. In den kleineren Staaten des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation, z.B. in den Fürstbistümern, bestand häufig eine starke Abneigung gegen den Soldatenberuf ,1 wodurch die Anwerbung von Rekruten viel schwieriger war. Friedrich II. behielt bis zum Ende des Siebenjährigen Krieges die Anwerbung von Rekruten aus Preußen und anderen deutschen, auch auf der gegnerischen Seite stehenden, Staaten bei. Sein Ziel war, den Anteil aus einheimischen Soldaten in seiner Armee möglichst auf die Hälfte herab zu drücken, was ihm nur vorübergehend gelang, trotz massiven Druckes bei Anwerbungsaktionen.2 Und:




So setzte sich die mittlerweile auf 150.000 Mann angewachsene preußische Armee im Februar 1763, also nach Beendigung des Siebenjährigen Krieges, aus 103.021 Landeskindern (68,4%) und 47.659 Ausländern (31,6%) zusammen. In Friedenszeiten schwankte der Anteil der Ausländer zwischen 40 und 50% der Ist-Stärke der Armee.3





Insgesamt dürften es im Mittel etwa ein Drittel gewesen sein. Immer wieder musste Sachsen neue Soldaten für Preußen stellen: Während des Siebenjährigen Krieges wurden – abgesehen von der 1756 bei Pirna gefangen genommenen und in das preußische Heer eingegliederten sächsischen Armee – weitere Rekrutierungen vorgenommen, da das Kurfürstentum während dieser Zeit zu großen Teilen und meist langfristig von preußischen Truppen besetzt war. Die preußische Armee hatte somit einen relativ leichten „Zugriff“ auf sächsische Männer. Ohne Risiko war der Einsatz ausländischer Soldaten in den Armeen allerdings nicht, da wegen ihrer im allgemeinen geringeren Kampfbereitschaft ständig damit gerechnet werden musste, dass sie bei passender Gelegenheit fliehen oder desertieren würden.


Auf die einzelnen Staaten bezogen betrugen die Anteile der verschiedenen Waffengattungen am gesamten Heer für




	die Infanterie drei Viertel,


	die Kavallerie ein Fünftel bis ein Viertel und


	den Rest für die übrigen Verbände (Artillerie, Ingenieure und Mineure).





Diese ungefähre Aufteilung variierte im Verlauf der Schlesischen Kriege nur unwesentlich. Die Versorgung der Truppen sollte für den Kriegsfall durch auf eigenem Staatsgebiet möglichst gleichmäßig verteilte Magazine, in denen Vorräte wie Kleidung und Lebensmittel lagerten, gesichert werden. Bei Besetzung gegnerischen Territoriums war deshalb eines der wichtigsten Ziele, die Magazine zu plündern und anschließend noch zu zerstören, sofern die verbliebenen Versorgungseinrichtungen nicht mehr selbst genutzt werden konnten.


Zur Infanterie zählten Soldaten mit verschiedenen Funktionen. Musketiere und Füsiliere, zusammen ungefähr 85% der im Gefecht eingesetzten Infanterie, waren mit einem Gewehr, der Muskete, bewaffnet. Füsiliere waren körperlich kleiner als Musketiere und kämpften deshalb in den Linienregimentern meist im zweiten Treffen. Etwa 12% der Infanterie stellten die Grenadiere. Sie waren im Kampf an den Flügeln der Regimenter aufgestellt und für das Werfen von Handgranaten vorgesehen, u.a. auch, um den Musketieren und Füsilieren Zeit zum Laden der Muskete zu verschaffen.4 Bei Märschen bildeten die Grenadiere häufig die Avantgarde (Vorhut), ansonsten wurden sie auch bei Stoßtrupp-Unternehmen und Überfällen eingesetzt. Sie galten als die Elitetruppe der Infanterie.5 Auch die Garnisonstruppen, meist ältere Soldaten, an befestigten Plätzen (Städten) und Festungen waren Infanteristen.


In Friedenszeiten mussten die Soldaten unter Führung ihrer Ausbilder durch ständiges Üben und Exerzieren versuchen, eine hohe Gefechtsbereitschaft ihrer Regimenter zu sichern. Die Übungen der Infanterie waren deshalb darauf ausgerichtet, dass vor dem Beginn von Kampfhandlungen, beim Anmarsch der Truppen zum Schlachtfeld hin, das Einschwenken der Bataillone in Schützenlinien schnellstens erreicht werden konnte. Darüber hinaus war es erforderlich, dass die vielen zeitraubenden Handgriffe, die für das Laden und Anlegen eines Gewehres benötigt wurden, unbedingt sitzen mussten. Und auch das richtige Verhalten der meist in drei Schützenlinien hintereinander aufgestellten Infanteristen war von Belang, da das angestrebte Feuern in Salven nur bei präziser Abstimmung seine höchste Wirkung erreichte. Schließlich stand auch das Vorgehen beim Sturmangriff mit aufgepflanztem Bajonett auf dem Übungsprogramm. Alles in allem: Ständiger Drill.


Die Tabelle 1 enthält die Infanterie-Sollstärken der Truppeneinheiten für die preußische Armee während der Schlesischen Kriege. Im Prinzip entspricht sie auch der Aufteilung in den Armeen der Verbündeten und Kriegsgegner.





	Truppeneinheit

	Ungefähre Infanterie-Sollstärken

	Summe der





	

	Offiziere

	Muskeitere


und Füsiliere

	Grenadiere

	Sonstige (z.B.


Feldscher, Spielleute,


Zimmerer)

	Soldaten





	1

	2

	3

	4

	5

	6





	Kompanie

	5

	120

	18

	7

	150





	Bataillon

	25

	600

	90

	35

	750





	Regiment

	50

	1.200

	180

	70

	1.500





	Brigade

	150

	3.600

	540

	210

	4.500





	Korps

	---

	---

	---

	---

	Etwa 3 Brigaden





	Armee

	---

	---

	---

	---

	Ab 2 Korps







Tabelle 1: Aufteilung der ungefähren Infanterie-Sollstärken auf die


Truppeneinheiten in der preußischen Armee des 18. Jahrhunderts6


Die Kavallerie der Heere Mitte des 18. Jahrhunderts setzte sich aus Kürassieren, Dragonern und Husaren zusammen. Die ersteren galten als die eigentliche Kavallerie, da sie auf dem Pferd mit dem Degen als Hieb- und Stichwaffe fochten. Kürassiere trugen einen Brustharnisch, manchmal zusätzlich auch noch einen Rückenharnisch, und waren – neben dem Degen – auch noch mit einer Muskete und zwei Pistolen bewaffnet (für den Fall, dass sie in Ausnahmefällen zu Fuß kämpfen mussten). Dragoner waren eigentlich eine berittene Infanterie und kämpften abgesessen zu Fuß.7 Sie trugen dieselben Waffen wie die Kürassiere und hatten lediglich keinen Harnisch.8 Zu Aufklärungszwecken und für Überfälle auf gegnerische Truppen wurden vorrangig Husaren, eine leichte Kavallerie, eingesetzt.9 Auch sie waren mit Schusswaffen sowie einer Hieb- und Stichwaffe ausgerüstet. In der preußischen Armee war der Anteil der Husaren an der Kavallerie, die Friedrich II. 1740 von seinem Vater Friedrich Wilhelm I. übernommen hatte, mit einem Zehntel noch klein; im Siebenjährigen Krieg waren dann etwa gleich viele Kürassiere, Dragoner und Husaren im preußischen Heer vertreten, so auch in den Heeren der preußischen Verbündeten und Kriegsgegner.10 Die Tabelle 2 enthält für die preußische Kavallerie die ungefähren Sollstärken je Truppeneinheit und Kavallerie-Gattung. Die Aufteilungsverhältnisse dürften in den Armeen der anderen Staaten ähnlich gewesen sein.





	Truppeneinheit je


Kavallerie-Gattung

	Ungefähre Kavallerie-Sollstärken

	Pferde





	

	Offiziere

	Soldaten

	Sonstige


(z.B. Feldscher


und Spielleute)

	Summe der


Soldaten

	





	1

	2

	3

	4

	5

	6





	Kürassiere

	Kompanie


Regiment


Eskadron

	3
 6
 30

	80


160


800




	2
 4
 20

	85


170


850

	75


150


750





	Dragoner

	Regiment


Eskadron

	6


30

	160


800

	4


20

	170


850

	150


750





	Husaren

	Regiment


Schwadron

	4


40

	110


1.100

	2


20

	116


1.600

	100


1.100







Tabelle 2: Aufteilung der ungefähren Kavallerie-Sollstärken auf die


Truppeneinheiten in der preußischen Armee des 18. Jahrhunderts11


Unabhängig von den Waffengattungen kamen im Verlauf des Siebenjährigen Krieges auf preußischer Seite noch sogenannte Freibataillone hinzu. Diese Verbände bestanden aus Freiwilligen, aber auch aus Deserteuren gegnerischer Heere. Sie waren nicht der strengen Disziplin regulärer Einheiten unterworfen und galten als nicht besonders zuverlässig. Ihre Offiziere, die in eigener Verantwortung die Bataillone zusammenstellten, entstammten häufig dem Bürgertum.12 Freibataillone waren den regulären Linienregimentern untergeordnet und mussten besonders häufig in vorderster Linie kämpfen. Darüber hinaus wurden sie zu Streifzügen im gegnerischen Hinterland eingesetzt, und sie übernahmen bei Märschen gelegentlich auch die Vorhut oder Nachhut. Demzufolge hatten sie außerordentlich hohe Verluste zu erleiden, weshalb viele Soldaten bei passender Gelegenheit zu fliehen versuchten. Die militärische Leistungsfähigkeit wurde als gering eingeschätzt, zudem waren die Soldaten besonders undiszipliniert; sie schreckten auch vor Plünderungen und Übergriffen gegen wehrlose Personen nicht zurück. Allerdings: Geplündert wurde auch von den regulären Truppen aller an den Schlesischen Kriegen beteiligten Staaten. Nach Beendigung des Siebenjährigen Krieges wurden die Freibataillone wieder aufgelöst.


Ungefähr drei Prozent der Militärangehörigen im 18. Jahrhundert entfielen auf die Waffengattung Artillerie, die in




	Festungsartillerie,


	Belagerungsartillerie für den Beschuss von Städten sowie


	leichte und schwere Artillerie für den Einsatz in Feldzügen





unterschieden wurde. Bei Feldzügen wurde die letztgenannte Artillerie-Gattung auf die Infanterieeinheiten aufgeteilt, wobei Musketiere vor allem beim Transport der Kanonen Hilfe leisten mussten.




3. Die ersten beiden Schlesischen Kriege


3.1 1740 bis 1742


Am 16. Dezember 1740 überschritt die preußische Armee von Friedrich II. die brandenburgisch-schlesische Grenze und begann kurz danach die niederschlesische Stadt Glogau (Glogow), gehalten von einer österreichischen Besatzung, die nicht kapitulierte, zu belagern. Während preußische Belagerungstruppen bei Glogau verblieben, marschierte der größte Teil von Friedrichs Verbänden, getrennt in zwei Korps, nahezu unbehelligt in Schlesien vor: Anfang 1741 zog das unter dem Befehl von Friedrich II. stehende Korps entlang der Oder (Odra) in Richtung Süden und besetzte Breslau (Wroclaw), nahm kurz danach die südlicher gelegene Stadt Ohlau (Olawa) ein und belagerte schließlich auch noch Brieg (Brzeg). Das zweite preußische Korps unter Befehl von Feldmarschall Graf Schwerin drang weiter westlich über Liegnitz (Legnica) und Schweidnitz (Swidnica) bis zur Glatzer Neiße (Nysa Klodzka) vor und konnte dort einige hundert österreichische Soldaten gefangen nehmen. Darüber hinaus wurde die Stadt Neisse (Nysa), in der sich eine österreichische Garnison aufhielt, belagert und von preußischer Artillerie beschossen. An der Glatzer Neiße vereinigten sich die beiden preußischen Korps wieder. Während eine preußische Brigade noch in Richtung Süden bis Troppau (Opava) in Mähren vordrang, bezogen Ende Januar 1741 die Mehrzahl der preußischen Soldaten im Raum südlich von Schweidnitz bis zur Glatzer Neiße hin ihre Winterquartiere. König Friedrich II. reiste für einige Wochen nach Berlin und übertrug Graf Schwerin den Oberbefehl über alle in Schlesien stehenden Verbände. Die preußische Armee und ihre Verbündeten, die zusammen mehr Soldaten aufbringen konnten als Österreich (siehe Tabelle 3), hatten sich in Österreichs Provinz Schlesien festgesetzt. Anfang März 1741 wurde auch das bis dahin belagerte Glogau (Glogow) von den Preußen eingenommen.


Während sich die preußischen Soldaten noch mehrheitlich in den Winterquartieren aufhielten, stießen Anfang April 1741 in Mähren zusammengezogene österreichische Truppen unter dem Oberbefehl von General-Feldmarschall Wilhelm Reinhard Graf von Neipperg nach Norden vor und unternahmen zunehmend Überfälle auf preußische Einheiten. Es gelang ihnen dabei, die Glatzer Neiße (Nysa Klodzka) in Richtung Norden zu queren und die von den Preußen belagerte Stadt Neisse (Nysa) zu entsetzen. Die preußischen Bataillone mussten schleunigst ihre Winterquartiere verlassen und weiter damit rechnen, bedrängt zu werden. Am 10. April 1741, einem verspäteten Wintertag mit Frost und geschlossener Schneedecke, kam es dann bei Mollwitz (Malujowice), südlich von Breslau (Wroclaw) und westlich von Brieg (Brzeg) gelegen, zum ersten Aufeinandertreffen der ungefähr gleich großen Armeen aus Österreich (19.000 Mann) unter Graf von Neipperg und Preußen (knapp 22.000 Mann) unter König Friedrich II. Die Preußen blieben dank ihrer geschickt operierenden Infanterie unter Feldmarschall Kurt Christoph Graf von Schwerin siegreich. Schwerin hatte dem militärisch noch unerfahrenen Friedrich II. nach anfänglichen Verlusten der preußischen Kavallerie geraten, den Oberbefehl über die preußische Armee ihm zu übertragen und den Kampfplatz zur eigenen Sicherheit zu verlassen. Friedrich II. ging auf Schwerins Empfehlung ein und wähnte die Schlacht bereits verloren, erfuhr dann jedoch vom preußischen Sieg und war einen Tag nach der Schlacht wieder bei seiner Armee. Die Gesamtverluste waren auf beiden Seiten etwa gleich hoch: Mehr als 1.500 Preußen und 1.600 Österreicher verloren ihr Leben, jeweils über 3.000 Soldaten auf beiden Seiten wurden verwundet. Die preußischen Verbände verharrten nach der Schlacht südlich von Breslau, die Österreicher konnten die Stadt Neisse besetzt halten und bewegten sich südlich der Linie Schweidnitz (Swidnica) – Mollwitz ebenfalls kaum.





	Staat

	Zahl der Soldaten





	

	Sommer 1740

	Frühjahr 1745





	1

	2

	3





	Preußen

	76.000 4, 5


	85.000 2






	Kurfürstentum Bayern

	10.000 1


	---





	Kurfürstentum Sachsen

	26.000 1


	---





	Frankreich

	204.000 1


	---





	Preußen und Verbündete

	316.000

	85.000





	Österreich

	108.000 1


	75.000 3






	Kurfürstentum Sachsen

	---

	bei österreichischen Truppen enthalten





	Preußens Gegner

	108.000

	75.000







Tabelle 3: Truppenstärken der an den ersten beiden Schlesischen Kriegen beteiligten Staaten


Im Sommer 1741 waren bayerische und französische Truppen in Oberösterreich und Böhmen eingedrungen. Unter britischer Vermittlung wurde im Oktober ein Waffenstillstand zwischen Preußen und Österreich abgeschlossen, wodurch gegen Preußen eingesetzte österreichische Einheiten umgruppiert und gegen die Bayern und Franzosen, die im Oktober auch Prag gestürmt hatten, in Marsch gesetzt werden konnten. Vereinbarungsgemäß zogen die Österreicher aus der Stadt Neisse (Nysa), die nun von den Preußen besetzt wurde, ab. Eine andere preußische Einheit rückte noch bis zur Festung Glatz (Klodzko) vor.


Anfang 1742 wurde der bayerische Kurfürst Karl Albrecht von den deutschen Kurfürsten in Frankfurt am Main als Karl VII. zum Kaiser des Heiligen Römischen Reiches Deutscher Nation gewählt. Die weltlichen Kurfürsten – wie beispielsweise der brandenburgische Kurfürst und gleichzeitige König in Preußen, Friedrich II. – ließen sich durch mit schriftlicher Vollmacht ausgestattete Gesandte vertreten. Die böhmische Wahlstimme ruhte derweil wegen der momentan unterschiedlichen Auffassungen über den Anspruch auf die böhmische Königskrone. Vor der Wahl hatte die französische Diplomatie erheblichen finanziellen und politischen Einfluss auf die Kurfürsten ausgeübt und die Kaiserwahl unter den militärischen Schutz Frankreichs gestellt. Emmanuel Duc de Croy schrieb hierüber in seinem geheimen Tagebuch:




Deutschland war über diese Wahl sehr erbost. Das hatte Gründe. Die Deutschen spürten, dass sie allein das Werk Frankreichs war, und erachteten sie sogar teils als erzwungen durch unsere beiden Armeen, die in Böhmen und Westfalen standen. Sie sprachen von einem Kaiser nach französischem Schnittmuster, von einer Marionette des Kardinals Fleury und des Marschalls de Belle-Isle … So war dieser Tag wunderbar für Frankreich, den Kardinal und den Marschall de Belle-Isle, denn das Reich erkannte einen Kaiser an, den sie ihm gegeben hatten. Für diesen Erfolg hatte Frankreich jedem willigen Fürsten ein ihm vorteilhaftes Gebiet zugesagt, auf Kosten des Hauses Österreich, das vernichtet werden würde. Das mochte dem Reich noch zu schaffen machen, … 6





Kurz nach der Kaiserwahl drängten österreichische Truppen die Bayern und Franzosen aus Oberösterreich und Böhmen heraus, rückten in Bayern ein und vertrieben Kaiser Karl VII. Das wiederum war für Friedrich II. Anlass, erneut gegen Österreich vorzugehen. Er wandte sich im Frühjahr 1742 mit seinen Streitkräften und einem ihm unterstellten sächsischen Korps nach Böhmen, Mähren und Niederösterreich. Dabei ließ er Prag (Praha) und Olmütz (Olomouc) besetzen sowie Brünn (Brno) belagern. Einem Husaren-Detachement unter Oberst Hans Joachim von Ziethen gelang es sogar bis nördlich von Wien vorzudringen. Unterdessen zog Prinz Karl von Lothringen – Bruder von Maria Theresias Ehemann Herzog Franz I. Stephan von Lothringen – österreichische Verbände auf sich. Die Preußen räumten nun Niederösterreich sowie Mähren und konzentrierten sich Anfang April 1742 im Raum östlich von Prag. Prinz Karls mittlerweile noch verstärkte Armee folgten den Preußen.


Am 17. Mai 1742 trafen bei Chotusitz (Chotusice, Kutna´ Hora) beide Armeen aufeinander. Knapp 24.000 preußische Soldaten unter Friedrich II. schlugen 28.000 Österreicher, die von Prinz Karl von Lothringen und General-Feldmarschall Graf von Königsegg angeführt wurden. Die Verluste der Preußen umfassten mehr als 2.000 Gefallene und ebenso viele Verwundete, während von den Österreichern über 1.000 fielen und 2.000 verwundet wurden. Zusätzlich verloren die Österreicher noch mehr als 2.000 gefangen Genommene und Überläufer zu den Preußen. Nach der Schlacht zog die österreichische Armee ab und vereinigte sich mit den an der Donau operierenden österreichischen Regimentern, um gemeinsam gegen die Franzosen vorzugehen. Friedrich II. bezog mit seinen Streitkräften in der Nähe von Chotusitz noch ein Feldlager, verließ bald aber Böhmen und beauftragte seinen Minister für Äußeres, Heinrich Graf von Podewils, im Sommer 1742 in Breslau mit österreichischen Diplomaten Verhandlungen über einen Separatfrieden aufzunehmen. Diese führten im Juni zum Vorfrieden von Breslau und zu den endgültigen Friedensvereinbarungen von Berlin sieben Wochen später. Damit endete der erste Schlesische Krieg zwischen Österreich und Preußen: Schlesien bis zur Oppa (Opava) und die Grafschaft Glatz (Klodzko) gingen in preußischen Besitz über. Preußens Verbündete, vor allem die französischen Politiker und Militärs, waren wegen des Ausscherens aus der Allianz gegen Österreich höchst verärgert und maßlos enttäuscht.


3.2 1744 und 1745


Der Kampf Österreichs und seiner Verbündeten, besonders aus Großbritannien und den Niederlanden, dauerte im Rahmen des Österreichischen Erbfolgekrieges (1740 bis 1748) in Süddeutschland und Böhmen weiter an. Im Frühjahr 1743 begann eine sogenannte „Pragmatische Armee“, die sich aus niederländischen, britischen, hannoverschen, hessischen und österreichischen Verbänden zusammensetzte und unter dem Oberbefehl des britischen Königs George II. stand, eine Offensive gegen die Bayern und Franzosen. Nachdem es bis zum Frühjahr 1744 zu einer Reihe von erfolgreichen Gefechten für die „Pragmatische Armee“ gekommen war, zogen sich die französischen Streitkräfte über den Rhein nach Westen zurück. Im Mai 1744 gab das Kurfürstentum Sachsen seine zwischenzeitliche Neutralität auf und verbündete sich mit Österreich. Um Kaiser Karls VII. und Bayerns Erbansprüche gegenüber Österreich zu unterstützen, sah sich Friedrich II. veranlasst, das ursprüngliche Bündnis mit Frankreich aus dem ersten Schlesischen Krieg zu erneuern und wieder gegen Österreich anzutreten. Friedrich II. marschierte im August 1744 mit seiner nachgerüsteten Armee von über 72.000 Mann erneut in das von österreichischen Truppen momentan entblößte Böhmen ein.


Mitte September 1744 sammelten sich die preußischen Einheiten bei Prag (Praha), belagerten und beschossen die Stadt und besetzten sie schließlich, nachdem die österreichische Garnison kapituliert hatte. Friedrich II. beließ eine preußische Besatzung in Prag und rückte mit 62.000 Mann weiter in den Süden Böhmens bis nach Tabor (Tabor) und Budweis (Ceske Budejovice) vor. Damit entsprach Friedrich II. dem französischen Wunsch, die Verbindung der an der Donau operierenden österreichischen Armee mit dem österreichischen Kernland zu bedrohen. Ende September 1744 marschierte ein Korps des neuen österreichischen Verbündeten Sachsen von etwa 10.000 Mann in Böhmen ein und bedrohte die preußischen Nachschubverbindungen. Inzwischen war auch südlich der preußischen Truppen eine österreichische Armee unter Prinz Karl von Lothringen und Generalfeldmarschall Otto Ferdinand Graf von Traun erschienen. Damit hatten die zunächst schwachen österreichischen Streitkräfte, zusammen mit dem sächsischen Korps, eine Stärke erreicht, die einen erfolgreichen Widerstand gegen die preußischen Truppen möglich erscheinen ließ. Ab Anfang Oktober zogen sich die Preußen auf Prag zurück. Die Österreicher und Sachsen gingen dazu über, die völlig überdehnten preußischen Verbindungslinien mit Schlesien zu attackieren. Dabei kam es mitunter zu verlustreichen Gefechten mit Gefallenen und Verwundeten auf beiden Seiten. Zudem desertierten viele Soldaten der preußischen Armee. Die Versorgungslage der Preußen verschlechterte sich zusehends, was den Tod vieler Soldaten wegen Hunger, Erschöpfung und Infektionskrankheiten zur Folge hatte. Ab Ende Oktober marschierten die preußischen Kräfte, auch die getrennt von Friedrichs Armee abziehende Besatzung von Prag, über Nordostböhmen zur schlesisch-böhmischen Grenze und anschließend bis Dezember in die Winterquartiere in Schlesien und in die Grafschaft Glatz zurück. Die Initiative war Ende 1744 an die Österreicher und Sachsen übergegangen. Die preußischen Verluste waren enorm: Nur die Hälfte der in Böhmen einmarschierten Armee erreichte die Winterquartiere noch einigermaßen unversehrt, aber dann starben von den zurück gekommenen Soldaten nach den Rückzugsstrapazen noch sehr viele an Infektionskrankheiten.
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